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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

In der Sondersession 2023 nahm der Nationalrat als Erstrat eine Motion Maillard (sp, VD)
an, die den 30. Oktober zum nationalen Tag der betreuenden Angehörigen erklären
möchte. Die Westschweizer Kantone sowie bald auch die Kantone Bern, Graubünden
und Tessin nutzten diesen Tag bereits, um betreuenden Angehörigen ihre
Wertschätzung auszusprechen, so der Motionär. In seiner Stellungnahme hatte der
Bundesrat beteuert, er würde einen solchen nationalen Tag begrüssen, wenn ihn die
betroffenen nationalen Verbände und Organisationen erschaffen würden. Dass der
Bundesrat selber einen solchen Tag lancieren würde, wie vom Vorstoss gefordert, sehe
er indes «vor dem Hintergrund der Gleichbehandlung von anderen relevanten Themen
und Anliegen problematisch», weswegen er die Motion ablehne. Im Nationalrat obsiegte
das Anliegen mit 105 zu 77 Stimmen (5 Enthaltungen), weil die geschlossen dafür
votierende Linke auch auf 13 Stimmen aus der GLP sowie auf diverse Stimmen aus den
Fraktionen der SVP, FDP und Mitte zählen konnte. 1

MOTION
DATUM: 03.05.2023
MARLÈNE GERBER

Migrationspolitik

Einer der Hauptgründe, weshalb derart wenige Härtefallgesuche eingereicht wurden,
ist (neben dem Desinteresse vieler Deutschschweizer Kantone) die Angst der
Betroffenen, aufgrund des Gesuchs lokalisiert und dann ausgeschafft zu werden. Der
Tessiner CVP-Nationalrat Robbiani ersuchte deshalb den Bundesrat in einem Postulat,
die Kantone einzuladen, eine besondere Kommission einzurichten, die sich in erster
Linie aus Vertreterinnen und Vertretern der am meisten betroffenen Institutionen
zusammensetzt (Hilfsorganisationen, Gewerkschaften usw.). Diese Zwischeninstanz
würde die Fälle prüfen, bevor die Kantone die Gesuche den Bundesbehörden
unterbreiten. Im Namen der Rechtsgleichheit beantragte die Regierung, das Postulat
abzulehnen. Dieses wurde von Wasserfallen (fdp, BE) bekämpft und die Behandlung
deshalb verschoben. Ende November erklärte der Kanton Waadt, bis Ende April 2003
darauf zu verzichten, jene Sans-Papiers auszuweisen, die sich seit mindestens sechs
Jahren im Kanton aufhalten; bis dahin soll eine Arbeitsgruppe aus Behördenvertretern,
Sozialpartnern und Sans-Papiers-Organisationen eine Globallösung erarbeiten. 2

POSTULAT
DATUM: 22.03.2002
MARIANNE BENTELI

Drei Standesinitiativen der Kantone Bern (Verschärfungen bei der Ausrichtung der
Nothilfe an kooperationsunwillige Ausländer (05.302  und 05.304)) und St. Gallen
(zeitliche Ausdehnung der Vorbereitungshaft bei Ausländern, von denen vermutet
werden kann, dass sie ihre Ausweispapiere vernichtet haben, um einer Ausschaffung zu
entgehen (03.300)), wurden von beiden Kammern diskussionslos abgelehnt, da die
Anliegen im Rahmen der Revision der Ausländergesetzgebung thematisiert worden
seien. In gleicher Weise wurde eine Standesinitiative des Kantons Waadt verworfen, die
eine Lockerung bei den Kurzarbeitsbewilligungen für die Bereiche Landwirtschaft,
Gastgewerbe und Tourismus verlangte. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.06.2006
MARIANNE BENTELI

Asylpolitik

Die Kantone, für die Ausführung der Asylgesetzgebung zuständig, reagierten
unterschiedlich auf die Direktiven aus Bern zur Ausschaffung der Bosnien-Flüchtlinge.
Angeführt vom Waadtländer Justiz- und Polizeidirektor Zisyadis (pda), der im April
Bosnien bereist hatte und seither die Rückführungen als unmenschlich bezeichnete,
begannen mehrere, vor allem welsche Kantone damit, die Aufenthaltsbewilligungen für
Bosnier fast systematisch zu verlängern. In der Deutschschweiz war es der
linksalternative Zuger Polizeidirektor, der sich quer legte. Auf die Kritik der Kantone,
welche die Ausreisefrist von Ende April als zu kurz erachteten, lenkte Bundesrat Koller
insofern ein, als er versprach, der Bund werde die Fürsorgekosten für diese Personen
bis Ende August übernehmen und zumindest bis zu diesem Zeitpunkt auf zwangsweise
Rückschaffungen in Minderheitsgebiete verzichten. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1997
MARIANNE BENTELI
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Im Kanton Waadt, der sich während Jahren aus humanitären Gründen geweigert hatte,
gewisse abgewiesene Asylbewerber auszuweisen, zeichnete sich auf Regierungsebene
eine Trendwende ab. Anfang Jahr fand ein Treffen zwischen Bundesrat Blocher und
Vertretern der Waadtländer Regierung statt, um das Schicksal der noch pendenten Fälle
vor allem aus dem ehemaligen Jugoslawien zu regeln. Gegen den Verzicht des Kantons
auf eine Globallösung und seine Zusage, die Ausschaffungen der definitiv abgewiesenen
Personen auch zu vollziehen, erklärte sich der Bundesrat bereit, jedes einzelne Dossier
noch einmal durch das BFF vertieft prüfen zu lassen. 523 abgewiesene Asylbewerber
fanden keine Gnade beim Bund. Die Waadtländer Regierung zeigte sich entschlossen,
die Ausschaffungen auch gegen den Willen des von den Bürgerlichen dominierten
Kantonsparlaments vorzunehmen, das eine Resolution an die Exekutive verabschiedete,
welche die Einhaltung humanitärer Prinzipien einforderte. Auch in der Bevölkerung
regte sich zunehmender Widerstand. Die beiden Waadtländer FDP-Vertreter im
Nationalrat, Christenund Favre, setzten sich ebenfalls für eine differenziertere
Sichtweise ein. Dennoch wurden die Rückführungen eingeleitet. Bundesrätin Calmy-
Rey veranlasste, dass den Weggewiesenen zumindest eine Rückkehrhilfe durch die
DEZA gewährt wurde. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.12.2004
MARIANNE BENTELI

Diverse Länder verlangten im Laufe der Covid-19-Pandemie bei Einreise einen
negativen Covid-19-Test – auch für Personen, die aufgrund eines abgewiesenen
Asylantrags in ihr Herkunftsland ausgewiesen wurden. Da sich ausreisepflichtige
Personen teilweise weigerten, sich einem Covid-19-Test zu unterziehen, und sich der
Wegweisungsvollzug somit zunehmend als schwierig erwies, plante der Bundesrat eine
Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes, um eine gesetzliche Grundlage für
die Durchführung eines zwangsweisen Covid-19-Tests bei Wegweisung zu schaffen.
Nachdem Ende April 2021 22 Wegweisungen aufgrund einer Testverweigerung nicht
hatten vollzogen werden können und dieser Wert einen Monat später auf 50 Fälle
angestiegen war, beschloss der Bundesrat, das Revisionsvorhaben als dringlich
einzustufen.

Ende Juni 2021 gab die Regierung den Entwurf in die verkürzte Vernehmlassung. Nach
Ablauf der zweiwöchigen Vernehmlassungsfrist waren 45 Stellungnahmen von 23
Kantonen, vier grösseren Parteien sowie 18 interessierten Kreisen eingegangen. Mit
Ausnahme des Kantons Waadt begrüssten alle stellungnehmenden Kantone das
Vorhaben, ebenso die SVP und die FDP. Neben der KKJPD, der Vereinigung der
Kantonalen Migrationsbehörden (VKM) und dem Schweizerischen Gewerbeverband
begrüsste auch das UNHCR-Büro für die Schweiz und Liechtenstein die Massnahme. Die
SP und die Grünen stellten sich zusammen mit den weiteren stellungnehmenden
Kreisen, darunter Hilfswerke, Nichtregierungsorganisationen und die Nationale
Kommission zur Verhütung von Folter (NKVF), gegen das Vorhaben. Die ablehnenden
Stellungnehmenden machten geltend, dass diese Massnahme einen
unverhältnismässigen Grundrechtseingriff in die körperliche Unversehrtheit und die
persönliche Freiheit bedeute. Einige ablehnende Vernehmlassungsteilnehmende
erachteten die vorgeschlagene gesetzliche Bestimmung auch als zu ungenau formuliert,
was den Vollzugsbehörden einen zu grossen Ermessensspielraum eröffnen würde.
Verschiedene Stellungnehmende regten weitere Konkretisierungen an, so etwa das
UNHCR-Büro, das lediglich den Covid-19-Test mit der geringsten Eingriffsintensität zum
Einsatz kommen lassen wollte. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.07.2021
MARLÈNE GERBER

Familienpolitik

Im November 2018 veröffentlichte der Bundesrat die Botschaft für eine Änderung des
Erwerbsersatzgesetzes (EOG) zur Mutterschaftsentschädigung bei längerem
Spitalaufenthalt des Neugeborenen, wie sie die Motion der SGK-SR vom August 2016
(Mo. 16.3631) gefordert hatte. Grund für die Revision des EOG sei eine Rechtslücke bei
der Mutterschaftsentschädigung, da die Mütter bei über dreiwöchigem Spitalaufenthalt
der Neugeborenen heute zwar die Mutterschaftsentschädigung aufschieben könnten,
jedoch weder das EOG noch eine andere Versicherung bei Aufschub der
Mutterschaftsentschädigung Leistungen vorsähen. Daher schlug der Bundesrat 56
zusätzliche Entschädigungstage (Wochentage, nicht Arbeitstage) sowie eine
Verlängerung des Mutterschaftsurlaubs und des Schutzes vor Kündigung zur Unzeit vor,
sofern Neugeborene mindestens drei Wochen im Spital verbleiben müssten und die
Mütter nach dem Mutterschaftsurlaub ihre Erwerbstätigkeit wieder aufnähmen. Die
Zusatzkosten von jährlich CHF 5.9 Mio. würden durch die aktuellen Einnahmen der EO

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2018
ANJA HEIDELBERGER
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gedeckt. 

Bei der Vernehmlassung von März bis Juni 2018, an der sich alle 26 Kantone, fünf im
eidgenössischen Parlament vertretene Parteien sowie zahlreiche Verbände beteiligten,
traf der Vorschlag ausser bei der SVP und dem Gewerbeverband mehrheitlich auf
Zustimmung. Die SVP argumentierte, dass die Erholung der Mutter und der Aufbau einer
Bindung zum Kind – der Zweck des Mutterschaftsurlaubs – auch im Spital geschehen
könnten. Der SGV hielt die Nachweispflicht für die Mütter, dass sie bereits vor der
Geburt geplant hätten, nach dem Mutterschaftsurlaub wieder zu arbeiten, für
unpraktikabel und forderte das Vorliegen eines gültigen Arbeitsvertrags. Auch SAV, SGB
und Travail.Suisse erachteten diesen Nachweis als zu komplex und sprachen sich
stattdessen für eine Überprüfung durch die Ausgleichskassen anhand der später
entrichteten Beiträge aus, während die SP eine Ausdehnung der Entschädigung auf alle
Frauen unabhängig ihrer Erwerbstätigkeit forderte. Darüber hinaus kritisierten SGB und
Travail.Suisse, dass die Vorlage nicht alle Lücken im sozialen Netz bezüglich
Mutterschaftsentschädigung schliesse. 7

«Kinderarmut bekämpfen», forderte Nationalrätin Piller Carrard (sp, FR) mit der
Einreichung einer so betitelten parlamentarischen Initiative im Juni 2020. Rund
144'000 Kinder in der Schweiz seien von Armut betroffen und erführen somit ein
erhöhtes Risiko, auch im Erwachsenenalter arm zu bleiben. So solle basierend auf
bestehenden, kantonalen Modellen eine gesetzliche Grundlage zur finanziellen
Unterstützung von armutsbetroffenen Familien erarbeitet werden. Insbesondere sollen
hier die Kantone Waadt, Genf, Tessin und Solothurn als Beispiele für
familienunterstützende Ergänzungsleistungen dienen, welche die Kinderarmut
nachweislich reduzierten. Nach einer Konsultation mit den zuständigen Behörden der
Kantone Waadt, Jura und Freiburg sowie der SKOS entschied die WBK-NR mit 13 zu 10
Stimmen (bei 2 Enthaltungen), dass in der Tat Handlungsbedarf bei der Bekämpfung von
Kinderarmut bestehe und gab der Initiative im Juli 2021 Folge.
Im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission erachtete die WBK-SR die heutigen
Massnahmen zur Armutsbekämpfung  im November 2021 als ausreichend und wollte mit
7 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung auf eine solche Intervention verzichten, womit sie
der Initiative keine Folge gab. Somit gelangt die Initiative in den Nationalrat. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.11.2021
VIKTORIA KIPFER

Eine vom Kanton Waadt eingereichte Standesinitiative forderte die Verlängerung des
Mutterschaftsurlaubs und entsprechender Erwerbsersatzzahlungen bei schweren
Komplikationen nach der Geburt. Diese solle geltend gemacht werden können, wenn
die Mutter bereits zum Zeitpunkt der Geburt nachweislich beschlossen hat, nach dem
Mutterschaftsurlaub wieder einer bezahlten Erwerbstätigkeit nachzukommen und sich
entweder Mutter oder Kind während mindestens zwei Wochen im Anschluss an die
Geburt in Spitalpflege befanden. Die Verlängerung des Mutterschaftsurlaubs und der
Erwerbsersatzzahlungen solle sich nach der Spitalaufenthaltsdauer richten, aber
höchstens 56 Tage betragen.
Die SGK-SR reichte in Reaktion auf den Vorstoss einstimmig eine inhaltlich ähnliche
Motion mit einer allgemeineren Formulierung der Forderung des Kantons Waadt ein
und entschied im Februar 2023, der Standesinitiative keine Folge zu geben. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.02.2023
VIKTORIA KIPFER

Eine in Reaktion auf eine Standesinitiative des Kantons Waadt von der SGK-SR
eingereichte Kommissionsmotion forderte, dass ein längerer Spitalaufenthalt der
Mutter kurz nach der Geburt beim Mutterschaftsurlaub und bei der
Mutterschaftsentschädigung angemessen berücksichtigt werden sollte. Bisher können
Mütter lediglich bei einem längeren Spitalaufenthalt des Neugeborenen eine
Verlängerung des Mutterschaftsurlaubs um bis zu acht Wochen geltend machen. Wenn
sich jedoch die Mutter aufgrund von Geburtskomplikationen für einen längeren
Zeitraum im Spital befindet, hat sie nach heutigem Stand kein Anrecht auf eine
Verlängerung des Mutterschaftsurlaubs und der Mutterschaftsentschädigung. Diese
Diskrepanz soll durch eine Gesetzesänderung adressiert und behoben werden. Der
Bundesrat, welcher die Motion zur Annahme empfahl, solle folglich prüfen, inwiefern
die Mutterschaftsentschädigung und der Mutterschaftsurlaub bei einem längeren
Spitalaufenthalt der Mutter angepasst werden könnte. In der parlamentarischen
Debatte betonte der Bundesrat, dass längere Krankenhausaufenthalte bei Müttern nur
sehr selten vorkämen und deshalb auch die mit einer Gesetzesänderung anfallenden
Kosten ohne eine Erhöhung der EO-Beiträge getragen werden könnten. In der

MOTION
DATUM: 06.06.2023
VIKTORIA KIPFER
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Sommersession 2023 nahm der Ständerat die Motion stillschweigend an. 10

In der Sommersession 2023 gab der Ständerat auf Antrag seiner SGK-SR und des
Bundesrats einer Standesinitiative des Kantons Waadt zur Verlängerung des
Mutterschaftsurlaubs und entsprechender Erwerbsersatzzahlungen bei schweren
Komplikationen nach der Geburt stillschweigend keine Folge. Die kleine Kammer hatte
stattdessen eine Kommissionsmotion der SGK-SR, welche die Anliegen der
Standesinitiative aufgriff, angenommen. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.06.2023
VIKTORIA KIPFER

Frauen und  Gleichstellungspolitik

In der Vernehmlassung meldeten nur gerade die Arbeitgeberorganisationen, die
Liberale Partei und die Kantone Appenzell-Innerrhoden, Waadt und Zug
grundsätzlichen Widerstand an. Aufgrund des überwiegend positiven Echos zu einem
eigentlichen Gleichstellungsgesetz erteilte der Bundesrat dem EJPD den Auftrag, dieses
im Detail auszuarbeiten. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.08.1991
MARIANNE BENTELI

Le 25 septembre, le Conseil national a traité simultanément quatre initiatives
(parlementaires et cantonale) qui souhaitaient mettre en œuvre des mécanismes
contraignants pour atteindre l'égalité salariale, principe inscrit dans la Constitution
depuis 1981 (art. 8, al. 3) et évoqué dans une modification de la loi sur l'égalité (LEg) en
2018. Aux yeux des différents initiants et initiantes, les mécanismes que la modification
prévoit ne sont pas suffisamment efficaces. Le premier objet avait été déposé par le
canton de Vaud en 2018 et souhaitait des dispositions légales pour instaurer un
contrôle institutionnel des entreprises et entités privées (Iv.ct. 18.323). Le député
socialiste Mathias Reynard (ps,VS) a lui proposé deux textes, visant à obliger les
entreprises  à se soumettre à un contrôle des salaires (Iv.pa. 19.453) (également celles
de moins de 100 employé-e-s), ceci afin d'établir une liste noire des entreprises ne
respectant pas l'égalité (Iv.pa. 19.452). Enfin, Min Li Marti (ps, ZH) avait demandé des
sanctions en cas de non respect du principe de l'égalité salariale (Iv.pa. 19.444). 
Chargée de l'examen, la CSEC-CN a proposé de rejeter les initiatives, estimant qu'il
était d'une part trop tôt pour estimer les effets de la modification de la LEg, entrée en
vigueur dans sa nouvelle mouture seulement au printemps 2020, et d'autre part que ce
résultat est celui d'un compromis démocratique, qu'il convient de respecter. Chaque
objet a ainsi été refusé en commission par une quinzaine de voix contre une dizaine et
de rares abstentions. La CSEC-CN a cependant décidé de lancer – le jour même de la
parution du rapport sur les quatre textes – sa propre initiative sur le sujet, qui vise à
déterminer une obligation de transmission des résultats des enquêtes sur les disparités
salariales au sein des entreprises. 
Le Conseil national a suivi l'avis de la commission et refusé d'entrer en matière sur les
quatre textes, avec des scores toutefois variables. L'initiative cantonale a été refusée
par 126 voix, contre 65 et 3 abstentions; le texte Reynard qui visait une liste noire a
essuyé le plus petit camouflet du groupe avec seulement 108 oppositions, qui ont tout
de même suffi à contrer les 80 voix favorables et les 5 abstentions; l'objet qui voulait
obliger le contrôle des salaires aux entreprises de moins de 100 employé-e-s a été
rejeté par 108 voix contre 86 et 2 abstentions; et enfin, l'initiative parlementaire Min Li
a échoué à 114 voix contre 74 et 3 abstentions. Les variations de score sont imputables
aux parlementaires des groupes vert'libéral et du centre. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Ebenso wie eine Standesinitiative aus dem Kanton Genf forderte auch eine
Standesinitiative aus dem Kanton Waadt die einfachere Bekämpfung von sexueller
Belästigung bei der Arbeit, indem für die Diskriminierung durch sexuelle Belästigung
die Beweislasterleichterung gelten soll. Ähnlich wie etwa bei der Entlöhnung, der
Beförderung oder der Kündigung könnte die Diskriminierung somit bereits anerkannt
werden, wenn sie durch die betroffene Person glaubhaft gemacht werden kann, ohne
dass sie –  was gemäss aktuellem Recht der Fall ist – bewiesen werden müsste. Mit 5 zu
5 Stimmen bei einer Enthaltung und Stichentscheid des Präsidenten Benedikt Würth
(mitte, SG) beantragte die WBK-SR im Mai 2022, der Standesinitiative keine Folge zu
geben. Die Standesinitiative kommt somit zur Beratung in den Ständerat, der sich im
Vorjahr mit Zweidrittelmehrheit bereits gegen die Genfer Standesinitiative
ausgesprochen hatte. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.05.2022
MARLÈNE GERBER
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In der Herbstsession 2022 wurde eine Standesinitiative des Kantons Waadt, welche die
einfachere Bekämpfung sexueller Belästigung bei der Arbeit mithilfe einer
Beweislasterleichterung forderte, vom Ständerat behandelt. Da der Tatbestand der
sexuellen Belästigung «nicht klar definiert» sei und die Beschaffung eines
Gegenbeweises im Falle einer Klage nur unter grossem Eingriff in die Privatsphäre der
Arbeitnehmenden beschafft werden könne, empfahl eine knappe Mehrheit der RK-SR
ihrem Rat, der Initiative keine Folge zu geben. Eine Kommissionsminderheit Baume-
Schneider (sp, JU) verwies hingegen darauf, dass es für die Opfer sexueller
Belästigungen sehr schwierig sei, die Tat zu beweisen, und forderte dementsprechend
eine Änderung der geltenden Beweisregelung. Der Ständerat gab der Standesinitiative –
wie bereits zuvor einer ähnlichen Standesinitiative des Kantons Genf – mit 25 zu 16
Stimmen bei 2 Enthaltungen keine Folge. 15

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.09.2022
VIKTORIA KIPFER

Wie bereits der Ständerat in der vergangenen Herbstsession sprach sich in der
Frühjahrssession 2023 auch der Nationalrat gegen eine Standesinitiative des Kantons
Waadt für eine einfachere Bekämpfung sexueller Belästigung bei der Arbeit aus. Er
folgte damit der Mehrheit seiner RK, die mit 15 zu 9 Stimmen den Wunsch geäussert
hatte, sich mehrheitlich auf Präventionsarbeit zu fokussieren, um gegen sexuelle
Belästigung am Arbeitsplatz vorzugehen, und an der bestehenden Beweisregelung
festzuhalten. Für Annahme der Initiative und damit für eine Beweislasterleichterung
plädierte dagegen eine Kommissionsminderheit Python (gp, VD), stiess damit aber
lediglich bei den Fraktionen der SP und der Grünen auf Anklang. Die grosse Kammer gab
der Initiative mit 117 zu 67 Stimmen (bei 1 Enthaltung) keine Folge. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.02.2023
VIKTORIA KIPFER

Eine Standesinitiative des Kantons Waadt forderte eine Erstattung der
Behandlungskosten bei Fehlgeburt, Windei oder Eileiterschwangerschaft. Konkret
forderte der ursprünglich von Grossrätin Anne-Laure Botteron eingereichte Vorstoss,
dass alle Gesundheitskosten in der Schwangerschaft ab Empfängnis vollumfänglich von
der Krankenversicherung getragen werden. Zusätzlich sollte diese Leistungserbringung
– anders als im geltenden Recht – ohne Franchise und Selbstbehalt erfolgen. Dies ist
heutzutage bei den Leistungen der Mutterschaft bereits gang und gäbe, jedoch erst ab
der 13. Woche der Schwangerschaft. Dass Frauen, die zum Beispiel vor dieser Frist im
Rahmen einer Fehlgeburt nicht nur ein einschneidendes Ereignis durchleben würden,
sondern zusätzlich mit erheblichen Kosten konfrontiert seien, sei eine doppelte
Bestrafung, unterstrich auch der Waadtländer Staatsrat. Zusätzlich seien diese Frauen
meist eher jung und grundsätzlich gesund, womit sie oftmals über eine hohe Franchise
verfügten. 
Die SGK-SR beantragte mit 8 zu 0 Stimmen (bei 5 Enthaltungen), der Standesinitiative
keine Folge zu geben. Als Begründung gab sie an, dass der Bundesrat momentan im
Rahmen des Massnahmenpakets 2 zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen bereits
vorsehe, die Kostenbeteiligung ab dem mittels Ultraschall bestätigten Beginn der
Schwangerschaft auszusetzen. 
Der Ständerat folgte in der Sommersession 2023 stillschweigend dem Antrag seiner
Kommission und gab der Initiative keine Folge. 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.05.2023
VIKTORIA KIPFER

Mit 15 zu 7 Stimmen (1 Enthaltung) beantragte auch die SGK-NR ihrem Rat, der
Standesinitiative aus dem Kanton Waadt, die die Erstattung der Behandlungskosten bei
Fehlgeburt, Windei oder Eileiterschwangerschaft verlangte, keine Folge zu geben, da
das Anliegen bereits im Rahmen des Massnahmenpakets 2 zur Kostendämpfung im
Gesundheitswesen erfüllt werde. Daraufhin gab der Nationalrat der Initiative in der
Herbstsession 2023 ebenfalls keine Folge. Das Geschäft war damit erledigt. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.09.2023
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2023, S. 855 f.
2) AB NR, 2002, S. 462. Siehe dazu auch eine Interpellation Ménétrey-Savary (gp, VD): a.a.O., III, Beilagen, S. 322 ff.; NZZ,
27.11.02.
3) AB NR, 2006, S. 484 f.; AB SR, 2006, S. 395 f.
4) Presse vom 12.4. und 1.5.97; JdG und WoZ, 16.4.97; 24 Heures, 19.4., 22.4. und 15.10.97; NQ, 21.4. und 13.6.97; TW, 2.5.97;
JdG, 14.6., 19.8. und 17.9.97; TA, 18.6.97; BZ, 23.6.97; Lib., 5.9 und 27.9.97
5) SGT, 22.1. und 27.8.04; TA, 2.3., 26.8. und 14.9.04; 24h, 5.3., 9,12. und 15.12.04; TG, 2.4. und 1.7.04; BaZ, 9.7.04; Lib., 11.8.,
17.8. und 22.9.04; NZZ, 2.9.04; Presse vom 3.9. und 17.9.04; AZ, 13.9.04; LT, 22.10.und 15.12.04.
6) Ergebnisbericht Vernehmlassung; Erläuternder Bericht zur Vernehmlassungsvorlage
7) BBl 2020, S. 141 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung
8) Medienmitteilung WBK-NR vom 2.7.21; Medienmitteilung WBK-SR vom 16.11.21
9) Medienmitteilung SGK-SR vom 15.2.23
10) AB SR, 2023, S. 482 f.
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11) AB SR, 2023, S. 482 f.
12) Bund, 27.2.92; Presse vom 15.6.91; TA, 25.7.91; NZZ, 30.7.91; Vat. 21.8.91; Plädoyer, 9/1991, Nr. 5, S. 38 ff.
13) BO CN, 2020, p. 1882 ss.; Rapport de la CSEC-CN en réponse aux initiatives 18.323 19.444 19.452 19.453
14) Medienmitteilung WBK-SR vom 6.5.22
15) AB SR, 2022, S. 804 ff.; Bericht WBK-SR vom 5.5.22
16) AB NR, 2023, S.17 ff.; Bericht RK-SR vom 17.11.22
17) AB SR, 2023, S. 381 f.; Bericht SGK-SR vom 22.5.23
18) AB NR, 2023, S. 2062; Bericht SGK-NR vom 31.8.23
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